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Ausserordentliche Steuerdebatte im Bundesparlament
Arrogante und zu selbstsichere Rechte!
Der bürgerliche Block im Nationalrat hat eine Motion der SVP zur Senkung des Gewinnsteuersatzes für Unternehmen angenommen. Mit dieser Entscheidung schiesst die Rechte ein sicheres Eigentor! Sie gibt dem Stimmvolk einen weiteren guten Grund, bei den Abstimmungen im Februar 2008 die Unternehmenssteuerreform II abzulehnen. Diese Steuerreform ist vor allem ein grosszügiges Geschenk an eine Minderheit von Grossaktionären von Kapitalgesellschaften.
Am Montag der dritten Sessionswoche bestätigte die bürgerliche Mehrheit im Bundesparlament einmal mehr ihre offensichtliche Tendenz, die Steuerlast zu Gunsten der Reichen und der Unternehmen und zum Nachteil von Familien mit tiefen und mittleren Einkommen zu verschieben. 
Die von der SVP initiierte Sonder-Session zu Steuerfragen glich eher einer Wahlkampfschlacht als einer ernsthaften Diskussion zu Steuerfragen. Die SVP musste zwar auch Rückschläge bei einigen ihrer Vorstösse hinnehmen, z.B. bei der Senkung des Mehrwertsteuersatzes; es ist ihr jedoch gelungen, für ihre Motion zur Senkung des Gewinnsteuersatzes für Unternehmen von 8.5 auf 5 Prozent eine Mehrheit hinter sich zu versammeln.  Sollte diese Senkung Realität werden, so würde sie für den Bundeshaushalt einen Einnahmenverlust von 3.7 Mrd. Franken zur Folge haben. 
2007 war im Bereich der Steuerpolitik von zahlreichen Vorstössen geprägt, die dem Prinzip der steuerlichen Leistungsfähigkeit zuwider laufen: Pauschalbesteuerungen für Reiche, degressiver Steuersatz in einigen Kantonen, Annahme des Unternehmenssteuerreformgesetzes II, das Bund, Kantone und die AHV zu Gunsten einer Minderheit von Grossaktionären um nahezu eine Milliarde Franken bringt. Und nichts kann bis anhin belegen, dass diese Steuerentlastungen für Kapitalgesellschaften das Wachstum ankurbeln werden und so langfristig neue Steuereinnahmen sichern. 
Die Eidgenössische Steuerverwaltung zum Beispiel ist bis heute den Beweis schuldig geblieben, dass die erste Unternehmenssteuerreform tatsächlich zusätzliche Steuereinnahmen generiert hat, die nicht einfach auch auf das gegenwärtige Wirtschaftswachstum zurückzuführen sind.
Eines ist hingegen sicher: Das Geschenk in Form einer Senkung des Gewinnsteuersatzes, das der Nationalrat an die Unternehmen  machen will, wird den Handlungsspielraum des Bundes erheblich einschränken. Gerade jetzt, wo sich die Schweiz konjunkturell erholt hat, muss die Staatsverschuldung reduziert werden, damit der Bund bei der nächsten Konjunkturrunde seinen Aufgaben nachkommen kann, allen voran der Sicherung der Sozialwerke, die, das darf nicht vergessen werden, bei der Stabilisierung der Konjunktur eine Schlüsselrolle spielen.
Keine Notwenigkeit, im internationalen Vergleich zu agieren
Die Schweiz ist, was die Unternehmensbesteuerung angeht, immer noch eines der attraktivsten OECD-Länder. Es ist ein Trugschluss, in einer zusätzlichen Senkung des Gewinnsteuersatzes für Unternehmen ein notwendiges Mittel zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Schweiz zu sehen. Die Besteuerung ist nur ein Kriterium von vielen, die ein Land für die Ansiedelung und den Unterhalt von Unternehmen attraktiv machen. Genauso wichtig, wenn nicht sogar wichtiger, sind die Qualität von Infrastruktur und die Ausbildung der Mitarbeitenden, sowie die Nähe zu Forschungszentren. Diese Kriterien spielen bei der Produktion von hochwertigen Gütern und Dienstleistungen eine fundamentale Rolle. 
Dies lässt sich durch ein Beispiel der jüngeren Geschichte gut illustrieren: Das Untermehmen Flexcell, das im Jahr 2000 gegründet worden ist und an dem das deutsche Unternehmen Q-Cells – weltweit zweitgrösster Solarzellenhersteller - einen Anteil von 51 Prozent hält, baut in Yverdon ein neues Werk und schafft damit 80 neue Stellen. Flexcell baut seine erste Fabrik zur Produktion von flexiblen Solarzellen. Q-Cells wollte das Werk ursprünglich im Osten Deutschlands bauen, wo das Unternehmen Zuschüsse in der Höhe von 25 Millionen Franken erhalten hätte. Schliesslich entschied man sich aber doch für den Standort Yverdon, und zwar hauptsächlich auf Grund der Nähe zum Institut für Mikrotechnik der Universität Neuchâtel. Steuerfragen sind gewiss wichtige Standortfaktoren, aber nicht die einzigen und nicht immer die ausschlaggebenden. 
Selbstsicherheit der Rechten fehl am Platz 

Die bürgerlichen Parteien scheinen aus ihren Niederlagen der Vergangenheit keine Lehren gezogen zu haben. Sie glauben immer noch, eine Mehrheit der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger für Steuersenkungen gewinnen zu können. Die klare Ablehnung des Steuerpakets 2004 scheint ihre Selbstsicherheit nicht ins Wanken gebracht zu haben. Sollte die Rechte ihren Willen durchsetzen und die Steuersenkung für Unternehmen weiter vorantreiben – notabene ohne ersichtliche Notwendigkeit -, ohne dass dabei auch Massnahmen zur steuerlichen Entlastung von Familien mit tiefen und mittleren Einkommen ergriffen werden, so ist absehbar, dass das Volk die Unternehmenssteuerreform II und die damit verbundene Senkung der Dividendenbesteuerung für Aktionäre deutlich bachab schicken wird. 
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